
SCHLUSSANTRÄGE VON SIR GORDON SLYNN — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 35 UND 36/82

2. Das Gemeinschaftsrecht verbietet es einem Mitgliedstaat nicht, einem
in Artikel 10 der Verordnung Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Ok­
tober 1968 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der
Gemeinschaft genannten Familienangehörigen eines im Hoheitsgebiet
dieses Staates beschäftigten Arbeitnehmers, der niemals das Recht auf
Freizügigkeit innerhalb der Gemeinschaft ausgeübt hat, die Einreise
oder den Aufenthalt in seinem Hoheitsgebiet zu verweigern, wenn der
Arbeitnehmer die Staatsangehörigkeit dieses Staates und der Fami­
lienangehörige diejenige eines Drittlandes besitzt.
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Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 27. Oktober 1982.
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VOM 6. OKTOBER 1982 1

Herr Präsident,
meine Henen Richter!

Der Hoge Raad der Nederlanden hat
dem Gerichtshof in zwei vor ihm anhän­
gigen Rechtssachen nach Artikel 177
EWG-Vertrag die folgenden Fragen vor­
gelegt:

„1. Ist in einem Verfahren der einstwei­
ligen Anordnung der Hoge Raad
aufgrund von Artikel 177 Absatz 3
EWG-Vertrag verpflichtet, falls im
Kassationsverfahren eine Ausle­
gungsfrage im Sinne von Absatz 1
dieses Artikels aufgeworfen wird,
sich zur Erlangung einer Vorabent-

1 — Aus dem Englischen übersetzt.
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Scheidung an den Gerichtshof zu
wenden, wenn man die Tatsache be­
rücksichtigt, daß eine Entscheidung
des Hoge Raad im Verfahren der
einstweiligen Anordnung einen Rich­
ter, dem der Rechtsstreit danach in
einem Hauptverfahren vorgelegt
wird, nicht bindet? Wenn diese
Frage nicht allgemein verneint oder
bejaht werden kann, von welchen
Umständen hängt es dann ab, ob
eine derartige Verpflichtung anzu­
nehmen ist.

2. Verbietet es Artikel 10 der Verord­
nung Nr. 1612/68 des Rates vom
15. Oktober 1968 ... — gegebenen­
falls in Verbindung mit anderen Be­
stimmungen des Gemeinschaftsrechts
—, daß ein Mitgliedstaat einem der
in Artikel 10 Absatz 1 der Verord­
nung genannten Familienangehöri­
gen eines im Hoheitsgebiet dieses
Mitgliedstaats beschäftigten Arbeit­
nehmers den Zugang, um bei diesem
Arbeitnehmer Wohnung zu nehmen,
nicht gestattet, wenn der Arbeitneh­
mer die Staatsangehörigkeit des
Staates, in dem er beschäftigt ist,
und der betreffende Familienangehö­
rige eine andere Staatsangehörigkeit
besitzt?"

Diese Fragen ergeben sich aus folgen­
dem: Die Kassationsklägerinnen in den
Ausgangsverfahren, Frau Morson in der
Rechtssache 35/82 und Frau Jhanjan in
der Rechtssache 36/82, sind Staats­
angehörige von Surinam. Da sie am
25. November 1975 in Surinam lebten,
verloren sie aufgrund eines Abkommens
zwischen den Niederlanden und Suri­
nam, das an jenem Tag mit der Unab­
hängigkeit Surinams in Kraft trat, die
niederländische Staatsangehörigkeit. Sie
reisten — offenbar als Touristen — in
die Niederlande ein (Frau Morson am
27. September 1978, Frau Jhanjan im

Mai 1980). Frau Morson zog zu ihrer
Tochter, die ausweislich der Vorlageent­
scheidung die niederländische Staatsan­
gehörigkeit besitzt und in Amsterdam
wohnt und arbeitet. Frau Jhanjan zog zu
ihrem Sohn, der ebenfalls die niederlän­
dische Staatsangehörigkeit besitzt. An­
schließend beantragten beide eine Auf­
enthaltserlaubnis, die sie damit begründe­
ten, daß sie von ihren Kindern finanziell
abhängig seien. Der Staatssekretär der
Justiz lehnte beide Anträge ab, und die
Kassationsklägerinnen konnten darauf­
hin ausgewiesen werden.

Nach niederländischem Recht ist der
Raad van State wohl das für die Über­
prüfung des Bescheids des Staatssekretärs
zuständige Gericht. Aber auch wenn das
Verfahren vor dem Raad von State an­
hängig ist, wird die Durchführung des
Ausweisungsbeschlusses weder vom
Staatssekretär noch vom Raad van State
während der Überprüfung ausgesetzt.
Frau Morson und Frau Jhanjan konnten
deshalb weiterhin ausgewiesen werden.
Deshalb beantragten beide beim Präsi­
denten der örtlichen Arrondissements­
rechtbank, dem niederländischen Staat
ihre Ausweisung zu verbieten. Der Präsi­
dent der Arrondissementsrechtbank ist
allgemein befugt, in dringenden Fällen
einstweiligen Rechtsschutz zu gewähren,
seine Entscheidung hat aber nur vorläufi­
gen Charakter und kann den Streit zwi­
schen den Parteîe^nicht schlichten oder
der möglichen Entscheidung des Raad
van State in der Hauptsache vorgreifen.

Im vorliegenden Fall lehnte der Präsident
die Anträge ab. Die Klägerinnen legten
zunächst beim örtlichen Gerichtshof
Berufung und anschließend Kassations­
beschwerde beim Hoge Raad ein. Dieser
erließ die Vorlageentscheidungen. In der
mündlichen Verhandlung ist dem Ge­
richtshof mitgeteilt worden, daß die Ver­
fahren vor dem Raad van State inzwi­
schen zwar eingeleitet worden seien, daß
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aber Frau Jhanjan zwischenzeitlich nach
Surinam ausgewiesen worden sei. Frau
Morson sei wohl noch in den Niederlan­
den, aber die Polizei habe sie nicht fin­
den können.
Der Gerichtshof hat das in der ersten
Frage aufgeworfene Problem in der
Rechtssache 107/76, Hoffinann-La
Roche/Centrafarm (Slg. 1977, 957) erör­
tert und wie folgt entschieden:

„Artikel 177 Absatz 3 EWG-Vertrag [ist]
dahin auszulegen ..., daß ein einzelstaat­
liches Gericht in einem Verfahren wegen
einstweiliger Verfügung zur Vorlage
einer Auslegungs- oder Gültigkeitsfrage
im Sinne dieser Bestimmung an den Ge­
richtshof auch dann nicht verpflichtet ist,
wenn die im Verfügungsverfahren erge­
hende Entscheidung nicht mehr mit
Rechtsmitteln angefochten werden kann,
sofern es jeder Partei unbenommen
bleibt, ein Hauptverfahren, in dem die
im summarischen Verfahren vorläufig
entschiedene Frage erneut geprüft wer­
den und den Gegenstand einer Vorlage
nach Artikel 177 bilden kann, entweder
selbst einzuleiten oder dessen Einleitung
zu verlangen."

Der einzige wirkliche Unterschied zwi­
schen den vorliegenden Rechtssachen
und der Rechtssache Hoffinann-La
Roche/Centrafarm scheint mir darin zu
liegen, daß hier die Zivilgerichte für den
Erlaß der einstweiligen Anordnung zu­
ständig sind, während für die Entschei­
dung in der Hauptsache der Raad van
State zuständig ist. Dies macht es meiner
Ansicht nach nicht erforderlich, zwischen
diesen Rechtssachen und dem Urteil in
der Rechtssache Hoffinann-La Roche zu
unterscheiden.

Der Vertreter der Kommission hat vor­
getragen, die Vorlagepflicht könne je­
doch bestehen, wenn Gegenstand des
summarischen Verfahrens die Aufrecht­
erhaltung eines Anspruchs nach Gemein­

schaftsrecht sei, der unwiderruflich ver­
lorengehe, wenn der Antrag auf
einstweilige Anordnung abgelehnt werde.
Dies scheint sich aus der Formulierung
des Urteils des Gerichtshofes zu ergeben.
Das wesentliche Kriterium dafür, ob eine
Vorlagepflicht besteht, besteht darin, ob
die Frage des Gemeinschaftsrechts noch­
mals im Hauptverfahren wirksam geprüft
werden kann. Wenn ja, so besteht keine
Pflicht zur Vorlage. Wenn nein, weil
zum Beispiel der Antragsteller keine
Klage in der Hauptsache erheben kann
oder sich die Rechtsfrage in der Haupt­
sache nicht stellt oder weil aufgrund
neuer Umstände eine Antwort auf die
Frage rein akademisch oder sinnlos ge­
worden ist oder werden würde, so muß
die Frage vorgelegt werden. Die Ent­
scheidung im summarischen Verfahren in
den zuletzt genannten Fällen ist tatsäch­
lich eine, gegen die es keinen Rechtsbe­
helf im Sinne des Artikels 177 Absatz 3
EWG-Vertrag gibt.
Die zweite Frage ist in allgemeinen Wor­
ten formuliert, die über den Sachverhalt
des vorliegenden Falles hinausgehen. Der
Hoge Raad fragt im wesentlichen, ob ein
der beschriebenen Gruppe zuzurechnen­
der Familienangehöriger aus gemein­
schaftsrechtlicher Sicht ein Recht auf
Einreise in einen Mitgliedstaat geltend
machen kann, wenn der mit ihm ver­
wandte Arbeitnehmer in diesem Staat be­
schäftigt ist und dessen Staatsangehörig­
keit besitzt, der Angehörige aber eine
andere Staatsangehörigkeit hat.
Daß der Familienangehörige eine andere
Staatsangehörigkeit — ob nun die eines
anderen Mitgliedstaats oder nicht — be­
sitzt, ist für die Einreise kein Hindernis.
Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung Nr.
1612/68 verleiht dieses Recht eindeutig
„ungeachtet ... [der] Staatsangehörig­
keit". Ebenso scheint es mir nicht von
Belang zu sein, daß die Antragsteller —
wie hier — weder in irgendeinem Mit-
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gliedstaat gewohnt haben noch beschäf­
tigt waren. Die Rechte der Familienange­
hörigen der betreffenden Gruppe entste­
hen aufgrund ihrer Verbindung zu einer
Person, die ein Arbeitnehmer ist, dem
zum Beispiel die Artikel 48 bis 50 EWG-
Vertrag und die abgeleiteten Rechtsvor­
schriften Rechte verleihen, und sie sollen
diesen Rechten zur tatsächlichen Geltung
verhelfen (vgl. z. B. Rechtssache 40/76,
Kermaschek/Bimdesanstalt für Arbeit, Slg.
1976, 1669, zur Verordnung Nr.
1408/71 vom 14. Juni 1971 — ABl. L
149 vom 5. 7. 1971, S. 2).

Offenbar ist es jetzt gefestigte Rechtspre­
chung, daß ein Arbeitnehmer gegenüber
seinem eigenen Mitgliedstaat Ansprüche
nach dem Gemeinschaftsrecht geltend
machen kann (vgl. z. B. Rechtssache
115/78, Knoors/Staatssekretär für Wirt­
schaft, Slg. 1979, 399; Rechtssache
175/78, Saunders, Slg. 1979, 1129, und
Rechtssache 246/80, Broekmetden/Huis-
arts Registratie Commissie, Slg. 1981,
2311). Unter bestimmten Umständen
können auch abgeleitete Rechte ge­
genüber dem eigenen Mitgliedstaat nach
dem Gemeinschaftsrecht durchgesetzt
werden. Daraus folgt jedoch nicht, daß
die bloße Tatsache, daß jemand in dem
Mitgliedstaat lebt und arbeitet, dessen
Staatsangehöriger er ist, nach dem Ge­
meinschaftsrecht für sich allein ausreicht,
ihm das Recht gegenüber dem Mitglied­
staat zu geben, seine Familienangehöri­
gen einreisen zu lassen, oder den Fami­
lienangehörigen das Recht auf Einreise
zu geben. Er und seine Familienangehö­
rigen können diese Rechte allein in den
Fällen geltend machen, die von den Be­
stimmungen des Gemeinschaftsrecht er­
faßt werden: In allen anderen Fällen be­
ruhen seine Rechte und die Rechte seiner
Familienangehörigen auf dem innerstaat­
lichen Recht.

Artikel 10 der Verordnung Nr. 1612/68
verleiht nur Rechte, wenn ein Arbeitneh­

mer, der Staatsangehöriger eines Mit­
gliedstaats ist, im Hoheitsgebiet eines an­
deren Mitgliedstaats beschäftigt ist. Diese
Bestimmung soll meiner Ansicht nach
vorrangig den Fall regeln, in dem ein Ar­
beitnehmer in einen anderen Mitglied­
staat übersiedelt, um dort eine Beschäfti­
gung aufzunehmen. Könnte er seine Fa­
milie nicht mit übersiedeln lassen, wäre
die Freizügigkeit gemäß Artikel 48 nicht
im echten Sinn verwirklicht. Erfaßt wird
eindeutig auch der Arbeitnehmer, der
nicht in einen anderen Mitgliedstaat
übersiedelt, sondern dort bloß beschäf­
tigt ¡st. Sein Familienangehöriger kann
gegenüber seinem Mitgliedstaat/ nach
dem Gemeinschaftsrecht das Recht gel­
tend machen, sich bei ihm niederzulas­
sen.

Beiden Fällen ist gemeinsam, daß zwei
Mitgliedstaaten beteiligt sind: der Mit­
gliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit
der Arbeitnehmer besitzt, und der Mit­
gliedstaat, in dem er beschäftigt ist. Ob
sich daraus ergibt, wie die Kommission
offenbar vorträgt, daß ein in einem Mit­
gliedstaat beschäftigter Arbeitnehmer,
der nicht die Staatsangehörigkeit dieses
Mitgliedstaats besitzt, einen Anspruch
auf Rückkehr in seinen Mitgliedstaat gel­
tend machen kann und ob demzufolge
seine Angehörigen nach dem Gemein­
schaftsrecht, insbesondere nach Artikel
10, einen Anspruch haben, ihn dorthin
zu begleiten und sich bei ihm niederzu­
lassen, ist in meinen Augen eine schwie­
rige Frage, die sich in diesem Fall nicht
stellt und die zu erörtern weder notwen­
dig noch wünschenswert ist.

Es wird behauptet, dieses Erfordernis
zweier Mitgliedstaaten sei falsch und Ar­
tikel 10 müsse ganz allgemein in dem
Sinne verstanden werden, daß auch der
Arbeitnehmer darunter falle, der in dem
Staat beschäftigt sei, dessen Staatsan­
gehörigkeit er besitze, und der weder
seinen Wohnsitz noch den Ort seiner Be-
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schäftigung verlegt habe. Man stützt sich
dabei zuerst auf Artikel 11 der Verord­
nung Nr. 1612/68, der in der französi­
schen Fassung sowie in einigen anderen
Sprachen bestimmten Familienangehöri­
gen des Staatsangehörigen eines Mit­
gliedstaats „exerçant sur le territoire
d'un État membre une activité salariée
ou non salariée" das Recht gibt, in dem­
selben Mitgliedstaat eine Beschäftigung
aufzunehmen. Ob „un Etat membre" im
Lichte des Artikels 10 im Sinne von „un
autre Etat membre" auszulegen ist, wie
es im englischen Text.(„another Member
State") und offenbar auch im dänischen
Text ausdrücklich heißt, braucht nicht
entschieden zu werden. Das Argument,
Artikel 11 sei im Lichte von Artikel 10
auszulegen, erscheint mir eher überzeu­
gend als das umgekehrte Argument. Je­
denfalls werden im vorliegenden Fall
keine Rechte aus Artikel 11 geltend ge­
macht. Man stützt sich ferner auf die
Entscheidung des Gerichtshofes in der
Rechtssache Knoors. Diese Rechtssache
betraf jedoch Artikel 52 EWG-Vertrag.
Es ging daru, daß ein Niederländer, der
in Belgien die berufliche Qualifikation
eines Klempners erworben hatte, in die
Niederlande zurückkehren wollte, um
dort seinem Beruf nachzugehen. Die
Entscheidung des Gerichtshofs mag zwar
für das Vorbringen der Kommission sehr
relevant gewesen sein, daß eine Familie
das Recht habe, einen Arbeitnehmer zu
begleiten, wenn er in seinen eigenen Mit­
gliedstaat zurückkehre, um dort zu ar­
beiten. Sie scheint mit jedoch keine
Bedeutung in einem Fall zu haben, in

dem der Arbeitnehmer nicht von einem
Staat in einen anderen übergesiedelt ist.
Der Gerichtshof hat in der Tat darauf
hingewiesen, daß ein Mitgliedstaat ein
berechtigtes Interesse hat, zu verhindern,
daß sich seine Staatsangehörigen unter
Mißbrauch der durch den Vertrag ge­
schaffenen Erleichterungen der Anwen­
dung des innerstaatlichen Rechts ent­
ziehen.
Im vorliegenden Fall gibt es weder eine
Vermutung noch ein Anzeichen dafür,
daß die Arbeitnehmer, um die es geht,
jemals ihre Rechte aus dem Vertrag
wahrgenommen haben oder diese wahr­
zunehmen versucht oder beabsichtigt ha­
ben. Sie sind nicht in einem anderen Mit­
gliedstaat beschäftigt gewesen. Deshalb
können sich ihre Familienangehörigen
meiner Meinung nach nicht darauf beru­
fen, daß sie irgendeinen Anspruch nach
dem Gemeinschaftsrecht haben, sich bei
ihren Kindern niederzulassen.
Es wird behauptet, dies führe zu unge­
reimten Ergebnissen, wenn ein Ausländer
mit seiner Familie einreisen oder, wie die
Kommission vorträgt, ein Inländer mit
seiner Familie zurückkehren könne, aber
ein Inländer seine Familie nicht an den
Ort kommen lassen dürfe, wo er immer
gewesen sei. Da die verliehenen Rechte
aus dem Grundsatz der Freizügigkeit der
Arbeitnehmer und nicht aus dem Recht,
überall in der Gemeinschaft Wohnung
zu nehmen, hergeleitet sind, sind Lücken
bei dem den Familienangehörigen einge­
räumten Recht, bei dem Arbeitnehmer
zu leben, mindestens denkbar und viel­
leicht auch unvermeidbar.

Abschließend schlage ich daher vor, die beiden Fragen wie folgt zu beant­
worten:

1. Artikel 177 Absatz 3 EWG-Vertrag ist so auszulegen, daß ein einzelstaat­
liches Gericht nicht verpflichtet ist, dem Gerichtshof eine Auslegungsfrage
im Sinne dieses Artikels vorzulegen, wenn diese Frage im Rahmen eines
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Verfahrens der einstweiligen Anordnung gestellt wird, auch wenn es ge­
gen eine Entscheidung in diesem Verfahren keine Rechtsmittel gibt, so­
fern jede Partei — auch vor einem anderen Gericht — ein Hauptverfah­
ren einleiten oder dessen Einleitung beantragen kann, in dem die im sum­
marischen Verfahren vorläufig entschiedene Frage wirksam neu geprüft
werden und Gegenstand einer Vorlage an den Gerichtshof nach Artikel
177 sein kann.

2. Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Ok­
tober 1968 (ABl. L 257, 1968, S. 2) in Verbindung mit Artikel 48 EWG-
Vertrag ist dahin auszulegen, daß das Gemeinschaftsrecht es einem Mit­
gliedstaat nicht verbietet, einem der in Artikel 10 Absatz 1 dieser Verord­
nung genannten Familienangehörigen eines in seinem Hoheitsgebiet be­
schäftigten Arbeitnehmers, der die Staatsangehörigkeit dieses Mitglied­
staats besitzt, die Einreise zu verweigern, wenn der Familienangehörige
eine andere Staatsangehörigkeit besitzt und sich bei diesem Arbeitnehmer
niederlassen will und wenn der Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet eines an­
deren Mitgliedstaats weder beschäftigt ist noch beschäftigt war.
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